
Dienert, Manfred 

Verbesserung der Dienstleistungen und 

Möglichkeiten zur Unterstützung der 

Vollbeschäftigungspolitik am Beispiel des 

Polizeidienstes 

in WSI-Mitteilungen 6/1988, Seiten 372-377 

Dem anhaltenden Anstieg der Kriminalität und der Verkehrsunfall­
zahlen ist durch personelle Verstärkung der Polizei zu begegnen. Es be­
darf der polizeilichen Präsenz, um Einbruch und Diebstahl zu bekämp­
fen und verkehrsregelnde und -lenkende Maßnahmen durchzuführen. 
Auch vorsorgender Umweltschutz verlangt zusätzliche Polizeikräfte. 
Durch das Demonstrationsgeschehen und Einsätze bei Großveranstal­
tungen ist die Polizei personell erheblich belastet, wie die hohe Zahl der 
Überstunden zeigt. Bisherige Arbeitszeitverkürzungen haben wegen 
nicht ausreichender Personalverstärkung zu Leistungsverdichtung ge­
führt und somit die Belastung besonders im gesundheitszehrenden 
Wechselschichtdienst weiter erhöht. Eingesparte Angestellten- und Ar­
beiterstellen bedeuten Abwälzung der Arbeit auf Polizeibeamte. Die 
Verbesserung der polizeilichen Dienstleistungen und·die Humanisie­
rung der Arbeit durch weitere Arbeitszeitverkürzungen, Abbau der 
Überstunden und Einführung einer 5. Dienstschicht erfordern minde­
stens 50 000 Polizeistellen mehr - ein Beitrag des Polizeidienstes zum 
Abbau der Arbeitslosigkeit. 

Vesper, Dieter 

Tendenzen der Beschäftigungsentwicklung im 

staatlichen Sektor 

in WSI-Mitteilungen 6/1988, Seiten 320-329 

Die Finanzierungsprobleme der öffentlichen Haushalte werden sich 
mit Inkrafttreten der Steuerreform 1990 noch verschärfen. Deshalb 
wird auch das »Nettovolumen" der Steuerreform zur Disposition ste­
hen, indem die Ausgabenentwicklung der verringerten Einnahmenba­
sis angepaßt wird. Die Erfahrungen der Vergangenheit lehren, ·daß die 
öffentlichen Haushalte auf Steuerausfillle vor allem mit einer Kürzung 
ihrer Investitionsausgaben und einer restriktiven Einstellungspolitik 
reagieren. Dessen ungeachtet führen bedarfsorientierte Überlegungen 
zu dem Ergebnis, daß in den nächsten Jahren nur noch in begrenztem 
Umfang arbeitsmarktentlastende Wirkungen von den öffentlichen In­
stitutionen ausgehen werden; günstiger wären die Perspektiven, wenn 
die Bedarfsnormen heraufgesetzt würden und/oder die Arbeitszeit ver­
kürzt würde. Eine größere Bedeutung wird den Ersatzeinstellungen zu­
kommen. 

Kühl, Jürgen 

Bevölkerungsentwicklungen und öffentlicher 

Dienstleistungsbedarf 

in WSI-Mitteilungen 6/1988, Seiten 330-337 

Ausgehend von einer kritischen Betrachtung der vorliegenden Vor­
ausschätzungen und Modellrechnungen zur Bevölkerungsentwicklung 
wird die Ansicht, angeblich abnehmende Bevölkerungszahlen ließen 
auch einen Abbau öffentlicher Dienstleistungen zu, bestritten. Wenn 
sich die Bevölkerungs- und Wanderungspolitik auf eine Stabilisierung 
der langfristigen Bevölkerung leicht unter 60 Mill. einstellte, sind die 
vorhandenen Dienste zu erhalten und umzubauen. Auch ohne diesen 
Ausgleich benötigt eine alternde Bevölkerung mehr und bessere Dien­
ste. Szenarisch werden dabei denkbare neue Dienste, auch für die jün­
geren und mittleren Altersgruppen in Stadt und Land, zur Diskussion 
gestellt. 
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Putzhammer, Heinz 

Personalbedarf im Bildungswesen -eine 

politische Größe 

in WSI-Mitteilungen 6/1988, Seiten 365-372 

Die Zahl der Einstellungen junger Lehrerinnen und Lehrer in den 
Schuldienst muß sofort drastisch erhöht werden, wenn eine durchgrei­
fende Verschlechterung der Lehrerversorgung der Schulen in den 90er 
Jahren und darüber hinaus verhindert werden soll. Dazu ist es nötig, 
auch über den jetzt von den Kultusministerien angegebenen Lehrerbe­
darf hinaus einzustellen. Je nachdem, welche schulischen Bedingungen 
für nötig gehalten werden, sind ab sofort jährlich zwischen 10 und 
15 000 junge Lehrerinnen und Lehrer auf volle Stellen und unbefristet 
einzustellen. 

Lehrerbedarf ist eine politische Größe, deshalb ist die Auseinander­
setzung über Personalhaushalte im Bereich des Bildungswesens poli­
tisch zu führen. Gegenüber einer Sparpolitik, die eine generelle Verrin­
gerung der Aufgaben des Staates im Auge hat, ist gewerkschaftlich eine 
Offensive zugunsten besserer und ausgeweiteter öffentlicher Dienstlei­
stungen in allen Bereichen des öffentlichen Dienstes zu entwickeln. 

Brom, Horst/Huter, Otto 

Kommunale Umweltpolitik-Dienstleistungen 

und Investitionen für den Ausbau der 

ökologischen Infrastruktur -

in WSI-Mitteilungen 6/1988, Seiten 344-350 

Der Ausbau der ökologischen Infrastruktur zur Wiederherstellung 
und Sicherung unserer natürlichen Umwelt ist eine vorrangige Aufgabe 
staatlichen Handelns. Insbesondere die Kommunen als wesentliche 
staatliche Durchführungsinstanz müssen den umweltpolitischen An­
forderungen verstärkt Rechnung tragen. Notwendig ist ein Ausbau der 
personellen Dienstleistungen sowie die verstärkte ökologische Orien­
tierung öffentlicher Unternehmen und Einrichtungen. Zusätzliches 
Personal wird benötigt, um die Defizite im Vollzug staatlicher Aufla­
gen zu beseitigen, eine flächendeckende. und systematische Erfassung 
des Umweltzustandes zu ermöglichen, umweltgerechte Stadtentwick­
lungskonzepte voranzutreiben und mit einer Ausweitung der Informa­
tions- und Beratungsdienste umweltgerechtes Verhalten zu fördern. 

Peretzki-Leid, Ulrike 

Aufgabenbewältigung in den Bereichen 

Gesundheitswesen und soziale Dienste - jetzt und 

in Zukunft 

in WSI-Mitteilungen 6/1988, Seiten 337-343 

Der Beitrag befaßt sich schwerpunktmäßig mit den wesentlichen be­
schäftigungswirksamen Faktoren im Gesundheitswesen und in der Al­
tenpflege und fragt, welche Veränderungen notwendig sind, um sowohl 
die Situation der betreuten Personen als auch des Pflegepersonals zu 
verbessern. Zwar läßt sich der Bedarf an Arbeitsplätzen in diesen
Dienstleistungszweigen wegen Mangels an Unterlagen und rechneri­
schen Größen nur schwer exakt bestimmen. Aber es wird ausführlich
nachgewiesen, daß dieser Sektor in der Lage ist, mit den verlangten

Verbesserungen auch einen wichtigen Beitrag zur Lösung der bestehen­
den und zukünftigen Arbeitsmarktprobleme zu leisten. Denn infolge

des anwachsenden Bedarfs an gesundheitlichen und sozialen Leistun­

gen haben die zuzuordnenden Berufsbilder sowohl in quantitativer als

auch in qualitativer Sicht eine Zukunft. Sie sind auf einem relativ ho­

hen Qualifikationsniveau angesiedelt, und ihre Tätigkeitsfelder eröff·

nen vor allem Frauen sichere Arbeitsplätze mit Aufstiegschancen.
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41. Jahrgang

Investitionen bleiben weiterhin hinter Profiten zurück
-Zur Entwicklung der Einkommensverteilung im Jahr 1987 -

Von RudolfWelzmüller*) **) 

1. Zur Entwicklung der gesamtwirtschaftlichen

Verteilung

1.1 Bundesrepublikanische Wirtschaft lebt unter ihren 

Verhältnissen 

Seit Anfang der 80er Jahre hat sich die Gewinnsitua­

tion „tiefgreifend gewandelt"1) - zugunsten der Unter­
nehmer. Die Bundesbank vermerkt, daß die Sachkapi­
talrentabilität schon seit 1984 wieder die aus Geldver­
mögensanlage erzielbare Rendite „deutlich übertrifft"2)! 

Die Rendite für langfristige Geldvermögensanlagen 

liegt in der BRD zur Zeit bei etwa 6 vH, in den USA bei 

rund 9 vH. Entgegen mancher Erwartung legten die Un­

ternehmensgewinne auf ihrem schon hohen Niveau 
auch im 2. Halbjahr 1987 weiter deutlich zu. Der Grund 

dafür war im wesentlichen die trotz der Wechselkurs­
entwicklung fortdauernde günstige Export-Konjunktur. 
Dabei konnte die bundesdeutsche Wirtschaft 1987 er­
neut Vorteile bzw. Zusatzgewinne aus der unterschied­
lichen Preisentwicklung von Einfuhr- und Ausfuhrgü­
tern (sogenannte terms-of-trade) ziehen. Denn die sin­

kenden Importpreise wurden von den Unternehmen 

Gliederung 

1. Zur Entwicklung der gesamtwirtschaftlichen Verteilung

1.1 Bundesrepublikanische Wirtschaft lebt unter ihren Ver­

hältnissen
1.2 ... kein Grund zur Lohnzurückhaltung

2- Arbeitseinkommen: Kaufkraft steigt und erreicht das Ni­
veau von 1980

3• Einkommen der aus der Erwerbsarbeit ausgegrenzten Per­
sonen 

3.1 Kaufkraft der Arbeitslosenhaushalte um über 20 vH ge-
fallen 

3.2 Zahl der Sozialhilfeempfänger kräftig gestiegen
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nicht im gleichen Ausmaß weitergegeben, weder an das 
Inland noch an das Ausland. So trugen die Importpreise 

zwar zur Preisstabilität bei, doch hätte diese bei propor­
tionaler Weitergabe der Preisvorteile an die Endabneh­
mer noch deutlicher ausfallen können. Im Jahr 1987 

Tabelle 1 
Bruttolohnquote und Arbeitnehmerquote 1960 bis 1986 

Bundesgebiet einschl. Berlin (West) 
- in vH -

Jahr Bruttolohnquote 1 > Arbeitnehmer-
tatsächlich 1 strukturbereinigt2> quote3> 

1960 60,1 65,0 77,2 
1965 65,3 67,3 80,9 
1970 68,0 68,0 83,4 
1975 73,1 71,5 85,3 
1976 71,8 69,8 85,7 
1977 72,7 69,8 86,2 
1978 71,4 68,8 86,6 
1979 71,5 68,5 87,0 
1980 73,5 70,0 87,4 
1981 74,4 70,8 87,5 
1982 73,8 70,1 87,3 
1983 71,6 68,7 87,1 
1984 70,3 67,5 87,1 
19854) 69,7 66,7 87,1 
1986 68,8 65,7 87,3 
1987 68,6 65,5 87,3 

1) Anteil des Bruttoeinkommens aus unselbständiger Arbeit am Volksein­
kom_men. - 2) Bereinigt vom Einfluß, der sich aus der Änderung der Be­
schaft1gungsstruktur ergibt. Die Arbeitnelimerquote des Jahres 1970 
(83,4 vH) wird über alle Jahre hinweg konstant gehalten. - 3) Anteil der 
beschäftigten Arbeitnehmer an den Erwerbstätigen. -4) Ab 1984 vorläu­
figes Ergebnis. 
Quellen: Statistisches Bundesamt, Wiesbaden. Volkswirtschaftliche Ge­
samtrechnungen. Wirtschaft und Statistik, 1 /1988. -Eigene Berechnun­
gen. 

*) Dr. rer. pol., Wissenschaftlicher Referent im WSI Düsseldorf 
**) Die Tabellen 5 bis 8 und 9 bis 11 wuiden von Rud�ljGörlich und Chri­

Sliane Ochs, Statistikbereich des WSI, erstellt. 
1) Vgl. Deutsche Bundesbank, Die Einkommen der privaten Haushalte

und der Unternehmen im zweiten Halbjahr 1987 und ihre Verwendung
Monatsbericht März 1988, S. 16.

2) Ebenda.
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